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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

In der Volksabstimmung vom 12. Mérz hiessen die Stimmberechtigten mit sehr
deutlichem Mehr die im Vorjahr vom Parlament verabschiedete Justizreform gut.
Nachdem die beiden am meisten umstrittenen Punkte, die Zugangsbeschréankungen
und die Einfihrung einer Verfassungsgerichtsbarkeit vom Parlament massiv entschéarft
resp. eliminiert worden waren, gab es kaum mehr Opposition gegen die Vorlage. Keine
nationale Partei gab die Nein-Parole aus; lediglich die relativ unbedeutenden
Kantonalsektionen der SVP in Genf und im Wallis lehnten die Reform ab.

Das Verdikt fiel mit einem Ja-Stimmenanteil von 86 Prozent sehr deutlich aus; nicht ein
Kanton hatte sich dagegen ausgesprochen. Am klarsten fiel die Annahme in Genf mit 92
Prozent, am knappsten im Wallis mit 71 Prozent aus.

Justizreform
Abstimmung vom 12. Marz 2000

Beteiligung: 41,9%
Ja: 1'610'107 (86,4%) / 20 6/2 Stande
Nein: 254'355 (13,6%) / 0 Stande

Parolen:

- Ja: SP, FDP, CVP, SVP (2%), GP, LP (1*), EVP, FP, SD, EDU, PdA, CSP; Economiesuisse
(Vorort), SGB, CNG.

- Nein: -

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion wollte die parlamentarische Arbeit in
Bezug auf die eidgendssischen Gerichte starken. Der Vorstoss hatte die
Gerichtsprasidenten immer dann zu persdnlichen Anhoérungen verpflichtet, wenn die
Kommissionen Erlasse diskutieren, welche die Zustandigkeit, Organisation oder
Verfahren der eidgendssischen Gerichte tangiert. Die Kommission fur Rechtsfragen des
Nationalrates hatte noch 2011 - nach Anhdrung des Bundesgerichtsprasidenten, der das
Anliegen beflrwortete - empfohlen, der Initiative Folge zu geben. Die standeratliche
Schwesterkommission entschied dann aber einstimmig gegen das Ansinnen. Sie
monierte, dass die Sitzungsteilnahmepflicht zu weit gehe und gar ein Problem fur die
Gewaltentrennung darstellen kénne. In der Folge schloss sich die nationalratliche
Kommission im Sommer des Berichtsjahres dieser Begrindung an. lhrer mit 17 zu 7
Stimmen beschlossenen Empfehlung, der Initiative keine Folge zu geben, folgte der
Nationalrat in der Herbstsession gegen die geschlossene SVP-Fraktion und drei BDP-
Stimmen mit 124 zu 52. 2

Volksrechte

Die vor allem im Rahmen der Umsetzung und Lancierung von Volksinitiativen diskutierte
Kontroverse um das Verhéltnis zwischen Bundesrecht und Vélkerrecht wird 2014 wohl
zu einigen weiteren parlamentarischen Debatten fihren. Vertreter der SVP reichten im
Berichtjahr ndmlich nicht weniger als drei parlamentarische Initiativen zum Thema ein.
Der Vorstoss von Brand (svp, GR) fordert einen Vorrang der Bundesverfassung tber das
Volkerrecht, die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will, dass die Angleichung
oder Auslegung volkerrechtlicher Vertrage und Bestimmungen an das Schweizer
Landesrecht dem Referendum unterstellt wird und die parlamentarische Initiative
Stamm (svp, AG) fordert, dass volkerrechtliche Vertrage vom Bundesrat geklndigt oder
neu ausgehandelt werden mussen, wenn diese der (auch aufgrund von angenommenen
Initiativen revidierten) Bundesverfassung widerspricht. Die SVP hatte im Rahmen der
Préasentation eines Positionspapiers das Volkerrecht als undemokratisches Recht
bezeichnet, weil dieses von Organisationen beschlossen werde, die demokratisch nicht
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legitimiert seien. Die Volkspartei dachte zudem laut Uber die Lancierung einer
Volksinitiative zu diesem Thema nach. Ebenfalls im Berichtjahr noch nicht im Parlament
behandelt wurde ein vom Bundesrat Ende 2013 zur Annahme beantragtes Postulat der
FDP, mit dem ein Bericht zum Verhaltnis von Landesrecht und Vdlkerrecht,
insbesondere im Hinblick auf mogliche Hierarchiestufen, gefordert wird. Schliesslich
mischte sich auch das Bundesgericht aktiv in die Debatte ein. Noch im Februar hatten
sich die Bundesrichter daflr ausgesprochen, dass die Rechtsprechung des
Européischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) Vorrang selbst gegeniber
Verfassungsnormen geniesse. Die Richter sprachen sich dabei in einem Urteil
insbesondere gegen einen Automatismus in der Ausschaffungsinitiative aus. Die
faktische Uberordnung von Vélkerrecht tber Landesrecht durch das oberste Gericht
rief bei der SVP geharnischte Reaktionen hervor. Nachdem der EGMR dann aber im
September die Schweiz verurteilte, weil diese einen nigerianischen Drogenkurier hatte
ausweisen wollen und das Bundesgericht in der Folge zunehmend mit Beschwerden von
kriminellen Ausléndern konfrontiert wurde, die sich auf diesen Fall beriefen, machten
die Lausanner Bundesrichter deutlich, dass sie den Entscheid des EGMR fur zweifelhaft
hielten. 3

Mit einer parlamentarischen Initiative strebte Heinz Brand (svp, GR) die Superioritat der
Verfassung liber Volkerrecht an. Stein des Anstosses waren die Diskussionen um die
Umsetzung von Volksinitiativen. Die SVP forderte - auch in zwei weiteren &hnlichen
Vorstdssen - vehement, dass Initiativen, die von der Stimmbevolkerung und den
Stdnden angenommen wurden auch dann umgesetzt werden sollen, wenn sie nicht-
zwingendem Vélkerrecht widersprechen. Zudem forderte Brand mit seinem Begehren,
dass der Bundesrat keine volkerrechtlichen Vertrége mehr abschliessen durfe, wenn
diese der Bundesverfassung widersprechen. Ziel seines Vorstosses sei nicht die
Nichtbeachtung des Volkerrechts, machte der Initiant deutlich, sondern die Klédrung des
Vorranges bei Widersprlichen zwischen Vélkerrecht und Landesrecht. Die SPK-NR hatte
fUr die Initiative mit 16 zu 7 Stimmen Ablehnung beantragt mit der Begriindung, dass im
Falle eines Konfliktes zwischen Landesrecht und Vélkerrecht ohne Verfassungsregelung
pragmatische Losungen moglich seien, weil so von Fall zu Fall abgewogen werden
konne. Eine starre Losung, wie sie von der Initiative Brand vorgeschlagen werde, hatte
hingegen beachtliche negative Auswirkungen auf die Schweiz, die als kleines Land an
einem funktionierenden internationalen Rechtssystem interessiert sein musse und sich
nicht isolieren durfe. Mit einer Umsetzung der Initiative mussten aber einmal
abgeschlossene internationale Vertrage bei Annahme von Initiativbegehren immer
wieder umgestossen werden, was zu grosser Rechtsunsicherheit auch und vor allem fur
die Wirtschaft flihren kénnte. In der Ratsdebatte standen verschiedene SVP-Redner als
Beflrworter des Vorstosses auf verlorenem Posten. Die 52 SVP-Stimmen standen 127
Stimmen aus allen anderen Lagern (bei einer Enthaltung aus der CVP-Fraktion)
gegeniber. *

Ein weiteres Begehren aus den Reihen der SVP, mit dem die Beziehung zwischen
Landesrecht und Volkerrecht geregelt werden sollte, wurde mit einer
parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) vorgebracht. Gregor Rutz argumentierte,
dass immer mehr Rechtsbestimmungen aus dem Ausland ins Schweizerische
Rechtssystem Eingang fanden und forderte deshalb in seinem Vorstoss, dass die
Angleichung von Landesrecht an Vélkerrecht, an bindende internationale Vertrage oder
an auslandisches Recht und an Normen internationaler Organisationen nur dann
vorgenommen werden darf, wenn dies in einem dem Referendum unterstehenden
Erlass so vorgesehen ist. Die SPK-NR, die den Vorstoss mit 14 zu 7 Stimmen ablehnte,
machte geltend, dass die Forderung der Initiative eigentlich bereits erflllt sei, weil die
Anpassung an Landesrecht an abgeschlossene volkerrechtliche Vertrage nur bei einer
Verfassungs- oder Gesetzesdnderung vorgenommen werde; zudem unterstiinden
vOlkerrechtliche Vertrage, die rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder bei der
Umsetzung einen Erlass von Bundesgesetzen erforderlich machen, bereits dem
fakultativen Referendum. Rutz forderte zusatzlich eine Angleichung der Auslegung
volkerrechtlicher Vertrége. Hier hielt die SPK fest, dass dies eine fallweise Aufgabe der
Judikative sein musse. Die Legislative kdnne hier nicht alle Einzelfélle pauschal regeln.
Die geschlossene SVP-Fraktion - unterstitzt von Petra Goéssi (fdp, SZ) - brachte den
Vorstoss mit den total 55 Stimmen gegen die 126 Stimmen aus den anderen Fraktionen
nicht durch. ®
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